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Neue Nachrichten. 


Berlin, 4. Junl. Der Schah von Perſien 
hat dem Maglſtrat 500 M. für die Armen der 
Stadt übergeben. 

Breslau, 4. Juni. Die Hartmannſche Papler⸗ 
fabrik iſt niedergebrannt. Der Schaden wird auf 
mehr als 300,000 M. geſchützt. 

Beuthen, 4. Junl. In Großchelm wurden 
durch Großfeuer 9 Wohnhäuſer und 19 Scheunen, 
jowie mehrere Stallungen vernichtet. Viel Vieh 
iſt umgekommen. Mehrere Perſonen erlitten Brand⸗ 
wunden. Eine Frau wurde vor Schreck gelähmt 
und iſt geſtorben. 

Graz, 4. Juni. Heute nach 4 Uhr morgens 
wurde hier ein leichtes Erdbeben verſpürt. 

Rom, 4. Jun. In Velletri wurde ein leichter 
Erdſtoß verſpürt. Schaden iſt nicht angerichtet. 

Baku, 4. Juni. Es ereignete ſich in der Nähe des 
Dorfes Kobl eine Eruption des Schlammvulkans 
„Guſy Gran“, die von einer Detonatlon begleitet 
war. Die Umgegend war in Flammen gehüllt. 
Die Erſcheinung dauerte etwa 5 Minuten. 

— 


deutſcher Reichstag. 


186. Sitzung vom 4. Juni, 1 Uhr. 

Die Beratung des Entwurfs eines Branntwein⸗ 
ſteuergeſetzes wird ſortgeſetzt beim § 41 des Artikels 
II. (Beſteuerung von landwirtſchaftlichen Bren⸗ 
nereien). 

Abg. Wurm (Sozd.) beantragt, den ganzen 
Paragraphen zu ftreichen. 

Abg. Dr. Pachnicke (Freiſ. Vgg.) beantragt, 
den Zuſatz der Kommiſſion zu ſtreichen. 

„Brennereien, welche nach dem 1. Juli 1902 
betriebsfühig werden, gelten nur dann als land⸗ 
wirtſchaftliche Brennereien, wenn die für die 
Bren nereien erforderlichen Rohſtoffe an Kartoffeln 
und Getreide, mit Ausnahme von Roggen, Weizen, 
Hafer und Gerſte in der Hauptſache von den 
Beſitzern der Brennereien ſelbſt gewonnen find. 
Bei Genoſſenſchaftsbrennereien müſſen die ſo ge⸗ 
wonnenen Rohſtoffe in der Hauptſache von den 
einzelnen Teilnehmern auch nach Verhältnis ihrer 
Beteiligung an der Brennerei geliefert und außer⸗ 
dem die ſämtlichen Brennereirückſtände von den 
Teilnehmern in gleichem Verhältnis verfüttert 
werden. Der Bundesrat iſt ermächtigt, im Falle 
von Mißernten Ausnahmen zu geſtatten.“ 5 

Abg. Dr. Müller⸗Sagan (Frſ. pt.) beantragt 
gleichfalls die Streichung des betreffenden Kom⸗ 
miſſtonsbeſchluſſes; event. ſollen wenigſtens die nach 
dem 1. Juli 1902 neu entſtehenden Genoſſenſchafts⸗ 
brennereien, welche Roggen, Weizen, Hafer und 
Gerſte brennen, als landwirtſchaftliche Brennereien 
behandelt werden. 

Abg. Fiſchbeck (Fri. pt.) begründet den 
Antrag der Freiſinnigen Volkspartei. 

Abg. Augſt (Süddeutſche Vpt.) erklürt ſich 
ebenfalls gegen den Kommiſſtonsbeſchluß. 

Württembergiſcher Miniſterlaldirektor v. Schnei⸗ 
der äußert ſchwere Bedenken gegen den Kommiſſtons⸗ 
beſchluß. 

Badiſcher Miniſterialdirektor Scherer wendet 
ſich ebenfalls gegen den Kommiſſtonsbeſchluß. 

Abg. Dr. Hieber (nl.) bittet als Würtemberger 
auch um Ablehnung des Kommiſſtonsbeſchluſſes. 

Abg. Zehnter (tr.) erklärt, daß jeine engeren 
Parteifreunde aus Südbdeutſchland für den Even⸗ 
tualantrag der Freiſinnigen Volkspartei fimmen 
würden. 5 pachnice 

Abg. Dr. e (St. Vg.) bekämpft das 
Syſtem der Maiſchbottichſteuer. e 

Abg. Speck (Ctr.) ſucht die Haltung des Cen⸗ 
trums den Ausführungen des Abg. Fischbeck gegen⸗ 
über zu rechtfertigen. 

Abg. Wurm (Soz.) bezeichnet den Kommiſſions⸗ 
beſchluß bezüglich der nach dem 1. Juli 1902 neu 
entſtehenden Brennereien als ein Ausnahmegeſetz 
gegen die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften. Das 
Genoſſenſchaftsweſen paſſe den Agrarlern nur dann 
in den Kram, wenn ſie den Städtern die Preiſe 
verteuern könnten. Beim Zolltarif beriefen ſich 
die Mgrarter immer auf das Intereſſe der Bauern, 
hier aber machen Sie (nach rechts) im Intereſſe 
des Großgrundbeſitzes Geſetz auf Geſetz gegen die 
Bauern. 

In der Abſtimmung werden alle übrigen An⸗ 
trüge abgelehnt, nur Antrag Speck, in dem Komiſ⸗ 
ſionsbeſchluß ſtatt 1. Juli 1902 zu ſetzen 1. Sep⸗ 
tember 1902, wird angenommen. 

Ueber den Abſat 3 der Kommiſſtonsbeſchlüſſe 
(nach dem 1. September 1902 entſtehende Brenne⸗ 
reien) wird namentlich abgeſtimmt. Der Kommiſ⸗ 
ſionsbeſchluß bleibt mit 201 gegen 71 Stimmen 
aufrecht erhalten. (Dagegen die beiden freiſinnigen 
Parteien, Deutche Volkspartel, Sozialdemokraten, 
einige Nationalliberale und ein paar ſüdbdeutſche 
Centrumsabgeordnete.) 


— — 


5 43a handelt von den beſonderen Zuſchlägen 
zur Verbrauchsabgabe, der ſogenannten Brennſteuer, 
welche nach dem Kommiſſtonsbeſchluß in denjenigen 
Brennereien erhoben werden ſoll, die in einem Jahr 
mehr als 200 hi reinen Alkohols erzeugen 
und zwar von der mehr erzeugten Alkoholmenge. 
Nach dem Kommiſſlonsbeſchluß beginnt die Skala 
der Brennſteuer mit 2 Mk. für die Erzeugung 
über 200 bis 300 Hektollter und ſteigt für die Er⸗ 
zeugung von über 1800 Hektoliter auf 6,50 Pf. 
pro Hektollter. 

Abg. Wurm (Soz.) beantragt, den ganzen 8 43a 
zu ſtrelchen. 

Anträge des Abg. Dr. müller⸗Sagan (Frei. 
Bpt.) gehen dahin, erſtens in dem Kommiſſions⸗ 
beſchluß, wonach in den Brennereien, welche aus⸗ 


ſchließlich Roggen, Weizen, Hafer und Gerſte ver⸗ 
arbeiten, die Brennſteuer für die Erzeugung bis zu 
300 hl überhaupt nicht und für die Erzeugung 


darüber bis zu 600 hi nur zur Hälfte erhoben 
wird, hinter Gerſte einzufügen „ſowie Wein und 
nicht mehlige Stoſſe.“ Zweitens ſoll der Kommiſ⸗ 
ſionsbeſchluß geſtrichen werden, wonach in landwirt⸗ 
ſchaftlichen Brennereien die auf Sommerbrand ge⸗ 
legte Brennſteuer auch dann zu erheben iſt, ſoweit 
der Betrieb vom 16. September bis 15. Junk 8 1½ 
Monate überſchreitet. 

Abg. Fiſchbeck (Freiſ. Vpt.) will den Abſatz 
3 des 5 43 a wie folgt faſſen: „In land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsbrennereien wird die 
Brennſteuer nur zu drei Vierteln der in der Skala 
bezeichneten Sätze erhoben.“ 

Abg. Dr. Pachnicke (Freiſ. Bgg.) beantragt, 
die Skala der Brennſteuer anderwelt zu normlren 
und zwar derart, daß dieſelbe beginnt bei einer 
Produktion von 300 bis 400 hl mit 2 M. und 
bei einer Produktion von 1800 hi 6 Mk. pro 
hl beträgt. . 

Abg. Holtz (Rpt) befürwortet die Kommiſſlons⸗ 
faſſung. 

Abg. Wurm (Soz.) begründet ſeinen Antrag. 
Es ſel ein Märchen, wenn gejagt werde, die 
Brennſteuer werde vom Gewerbe getragen; ſie 
werde vom Konſumenten getragen, und es handle 
ſich hier um eine neue Liebesgabe an die Brenner. 

Der Antrag Dr. Pachnicke wird abgelehnt. Es 
bleibt bei der Kommiſſtonsfaſſung hinſichtlich 
der Skala. 

Der Antrag Dr. Müller wird abgelehnt. Die 
Komiſſtonsfaſſung wird angenommen. 

Abgelehnt wird auch nach kurzer Befürwortung 
durch den Antragſteller der weitere, oben mit⸗ 
geteilte Antrag Dr. Müller⸗Sagan bereffend den 
Sommerbrand. Auch die Anträge Wurm und 
Fiſchbeck werden abgelehnt. 

§ 43 a bleibt alſo burchweg in der Kommiſſtons⸗ 
faſſung erhalten. 

Nach Artikel IV der Kommiſſionsbeſchlüſſe fol 
die Brennſteuer bis Ende September 1912 in 
Kraft bleiben. Dieſer Kommiſſtonsbeſchluß wird 
angenommen. 

Angenommen werden auch die zu dem Geſetz⸗ 
entwurf von der Kommifjion gefaßten Reſolutlonen: 
den Reichkanzler zu erſuchen, a) dem Reichstage 
baldihunlich einen Geſetzentwurf, betr. die Aufhe⸗ 
bung der Maiſchbottigſteuer und deren Erſatz durch 
einen Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe, vorzulegen, 
b dafür Sorge zu tragen, daß das Miſchen der 
Hefe mit Stärkemehl, Kartoffelmehl und Bier⸗ 
heſe und das Feilhalten ſolcher gemiſchten Hefe 
verboten werde. 

Damit iſt das Geſetz in dritter Beratung 
erledigt. Die Schlußabſtimmung wird erſt fpäter 
ſtattfinden. 

Donnerſtag: 
ratung des Toleranzantrages; 

. Schluß 6 Uhr. 


Stadtuerordneten-Sitzung. 
Thorn, 4. Juni. 


Anweiend vom Magifivat: 1. Bürgermeiſter 
Dr. Kerſten und 3 Stadträte, vom Kollegium 25 
Stadtverordnete. — Stv.⸗Vorſt. Bo ethke er⸗ 
öffnet um 3 Uhr die Sitzung. 

Ueber den Bau eines Holzhafens 
bel Thorn berichtet Stv. Schwartz. Redner bringt 
zur Verleſung, was wir ſchon in unſerer vorletzten 
Nummer über das Projekt beigebracht haben und 
knüpft daran folgendes: Wenn das Projekt reali⸗ 
ſiert werde, jet zu erwarten, daß hier große und 
bedeutende Holzinduſtrien entſtehen, die zur Steuer⸗ 
kräftigung der Stadt beitragen werden. Daß man 
Thorn bevorzugen werde, ſel zweifelsohne, weil 
man immer den Ort zu berückſichtigen habe, der 
der Produktlonsſtätte am nüchſten liege. Günſtigere 
Bedingungen bei Anlage des Hafens herauszu⸗ 
ſchlagen jet ihnen, Herrn Dr. Kerſten und ihm, 
als fie in Berlin bel den kompetenten Stellen 
vorgeſprochen, nicht möglich geweſen. Heute handele 
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gierung gebotenen Bedingungen einverflanden und 
ſich bereit zu erklären habe, daß fie die von Prl⸗ 
vaten gezeichneten, aber eventl. nicht zur Zahlung 
kommenden Aktien übernehme. Aufgabe der Hafen- 
baugeſellſchaft jet es dagegen, möglichſt viele Pri- 
vate für Financierung des Baus zu intereſſieren. 
So weit bisher überſichtlich, werde dleſes relchlich 
geſchehen. Zur Rentabilitätsrechnung wolle er noch 
ein paar Worte beibringen. Das Unternehmen 
dürfe als geſichert gelten. Der Hafen ſolle, ohne 
Störung des ganzen Wafjerbetriebes, 160 Traften 
aufnehmen, die Nebenarme 70. An der Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Hafen rentabel, haben mehrere Sach⸗ 
verſtündige mitgewirkt. Es ſel folgendes zu be⸗ 
achten: Im Sommer und Herbſt werden 160 
Traften aufgenommen werden zur Lagerung von 
26 Wochen. An Lagergeld je 30 M. pro 
Woche zu erheben. Ein niedriger Satz. Andere 
Häfen ſelen nicht jo coulant. Dem Miniſter jet 
der Satz urſprünglich zu hoch geweſen, doch die 
beiden Stadldelegſerten haben das Gegenteil nach⸗ 
gewieſen. Brahemünde erhebe höhere Sütze. Im 
Winter und Frühling werde freilich der Verkehr 
gering ſein, doch da habe man mit der Entwickelung 
der Holzinduſtrie zu rechnen. In dieſer Zeit 
werde ein bedeutend billigerer Lager⸗Satz erhoben 
werden. Für die Traften jet es bel Hochwaſſer, 
Sturm und Eisgang eine Lebensfrage, in den 
neuen Hafen elnzulaufen. Die Lagerungs⸗Ein⸗ 
nahmen werden die Hafen⸗Unkoſten bald um ein 
großes überragen, zumal dleſe nicht gar zu be⸗ 
deutend find. Nötig fei u. a. nur 1 Hafenmeifter 
und mehrere Unterbeamten; in erſten Jahren 
brauche keine Baggerung vorgenommen zu werden. 
Jedenfalls werden die Unterhaltungskoſten bei 
weltem nicht 45 000 M. überſtiegen, wie man 
hoch angeſetzt habe. Für die Stadt bedeute die 
Ausführung des Projekts kein Rlſiko, ſondern eine 
ſichere Kapltalsanlage. Die Hafenanlage erfreue 
ſich der Sympathie in allen Kreiſen, da ſeine An⸗ 
lage eine Notwendigkeit ſel. Die Vertreter des 
oſtdeutſchen Holzhandels haben ſämtlich lebhaft den 
Wunſch ausgeſprochen, das Werk erſtehen zu ſehen, 
und ſich bereit erklärt, das Unternehmen zu unter⸗ 
ſtützen. Selbſt Danzig, Hauptconcurrent von 
Thorn, ſtehe, wiewohl es gewiſſe Nachteile aus 
der Anlage habe, dem Unternehmen ſympathiſch 
gegenüber. Gegner des Projekts laſſen fi nur 
von egolſtiſchen Motiven leiten. Aus der Anlage 
werde manchen Intereſſenten, die unterhalb der 
Weichſel und am Bromberger Kanal liegen, Nach⸗ 
telle erwachſen. Man könne es ihnen nicht verdenken, 
wenn fie unſer Projekt bekämpfen. Andererſeits ſelen 
jene aber ehrlich genng, anzuerkennen, daß Thorn 
recht daran tue, den Hafen zu bauen. Neben 
ſicherer Kapitalsanlage dürfte man aber auf wirt⸗ 
ſchaftliche Vortelle und einen induſtriellen Auf⸗ 
ſchwung rechnen. In Ausſicht habe man ferner 
genommen, den Bezirk, auf dem der Hafenbau zur 
Ausführung komme, einzugemeinden. Das jei na⸗ 
türlich nicht das Entſcheldende. Sehr Wichtiges 
aber ſei auf dem Gebiete des Verkehrs zu 
erwarten: Der Bau der Strecke Thorn⸗Scharnau. 
Alles in allem: der Bau jet ein wichtiges Cullur⸗ 
werk, deſſen Ausführung auch vom nationalen 
Standpunkt mit Freuden zu begrüßen ſei, da da⸗ 
durch die wirtfchaftliche Kraft der Deutſchen den 
Polen gegenüber gehoben werde. — Stv. Schlee: 
Letztes Argument ſpiele für Ausführung des Pro⸗ 
jekts gar keine Rolle, dennoch aber ſei das Ganze 
zu erſtreben, weil Thorn dadurch ſeine frühere wirt⸗ 
ſchaftliche Höhe wieder erreichen könne. Für den 
Kaufmann, der mit Rußland in Verbindung, jet 
es ſehr wichtig, möglichſt an der Grenze dle 
Ware zu haben, well er dadurch auf Preiſe 
halten könne. Da Thorn Rußland ſo benachbart, 
jo ſei der Holzhaſen hier auch am beſten gelegen. 
Ein indirekter Vorteil werde ſich außerdem ergeden: 
es flehe zu erwarten, daß ſich neue Fabrikanlagen 
bilden werden, um das Rohmaterial hier billig zu 
be= und verarbeiten. Darum ſei es gut, wenn 
man das Hafengeblet möglichſt bald incorportere. 
Und weiter. Es jeien 150 000 Mk. auf dem 
Wege der Aktienzeichnung aufzubringen. Für den 
Fall, daß dieſe minimal, jei Gefahr, daß die Stadt 
das ganze Kapital aufzubringen habe. Doch es 
ſei nicht zu zweifeln, daß das Privatkapital ſich 
beteiligen werde. Vorteilhaft für die Stadt jei 
es aber, wenn fie einen großen Teil der Aktien 
ſelber zeichne, um ſich gewiſſe Rechte zu ſichern 
um ſelbſt mitraten und »raten zu dürfen. Thorn 
müſſe ſtets dabei die Hand im Spiele haben, wenn 
die Anlage für uns von Nutzen ſein ſolle. Des⸗ 
halb richte er an den Magiſtrat die Anfrage, ob 
die Stadt nicht geneigt ſel, von vornherein einen 
gewiſſen Teil der Aktien zu erwerben. Im übrigen 
erkläre er, daß er für den Magiſtrats⸗Antrag 
ſümmen werde. — Sto. Plehwe: Wenn die 
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Hafenanlage auch ſehr weit von der Stadt entfern 
zu liegen komme, ſo ſel ſie doch vortellhaft für ſie. 
Ob die Rentabilttätsrechnung, die Stv. Schwartz 
aufgeſtellt, ſtimme, werde ſich ja erweiſen. In 
jedem Falle mache man bel der Kapltalsanlage 
feinen Fehler, da die Verzinſung immerhin ſicher 
ſei und außerdem der Bau der erwühnten Strecke 


in Ausſicht ſtehe. Da Thorn nur die Garantie 
für die Zeichnung der fehlenden Summe zu leiſten 
habe, jo jet er für Bewilligung der Magiſtrats⸗ 
vorlage. — Erſter Bürgermeifier Dr. Kerften ver⸗ 
leiht ſeiner Freude Ausdruck, daß die Vorredner 
ſo günſtig das Projekt beurteilt haben. Wie Herr 
Kommerzienrat Schwartz ſchon auselnandergeſetzt, jet 
es nicht möglich geweſen, mehr Vorteile heraus⸗ 
zuſchlagen. Was man erreicht, habe man in 
langen Unterredungen den Staats⸗Kommiſſarlen 
förmlich abgerungen. Ihr Beſtreben (von Dr. 
Kerſten und Stv. Schwartz) jet natürlich viel weiter 
gegangen, doch da habe man ihnen eine Grenze 
gezogen. 
perſönlich erklärt, der verſichert, daß die gen. 
Summe in den nüchſtjährigen Etat aufgenommen 
werde, ſo daß mit dem Bau am 1. April 1903 
vorgegangen werden könne. Ein Riſiko jei nicht dabei. 
Es ſel doch nicht zu erwarten, daß alle Sachkenner, 
die ſich für Verwirklichung des Projekts ausge⸗ 
ſprochen, ſo ſchlecht unterrichtet ſein können. Wenn 
aber der Betrag wirklich nicht aufgebracht werden 
könne, was ſchade es, wenn die Stadt einige 
Tauſend Mark zuſetze? Der Vorteil, daß Handel 
und Verkehr durch Anlage des Hafens nach der 
Stadt gravitleren werde, ſei ihr ſicher. Sehr 
richtig habe Stv. Plehwe auf die Bahnverbindung 
Thorn —Scharnau hingewieſen. Ferner werde 
alsdann auch zu erwarten ſein, daß die lang er⸗ 
ſehnte Bahnhofsanlage auf dieſer Seite der Weichſel 
endlich in Angriff genommen werde. Auch das 


lei ein Vorteil, der zwar nicht mit Geld zu berechnen 


jet, in jedem Falle jet aber daraus ein Aufſchwung 
der Stadt zu erwarten. Der Einwurf des Stv. 
Schlee, bei der Geſellſchafts gründung uns gewiſſe 


Rechte zu ſichern, damit ſpäter nicht durch fremde 


Eingriffe die Intereſſen der Stadt lahm gelegt 
werden können, ſei wohl zu beachten. 
handele es ſich aber hier nicht um die Kapftals⸗ 
Einlage, ſondern um die Garantle⸗Uebernahme und 
zwar ſo: Sei das erſte Viertel der Aktien ge⸗ 
zeichnet, könne aber das weitere von den Inter⸗ 
eſſenten nicht gezahlt werden, dann habe die Stadt 
dafür einzutreten, damit das ganze Unternehmen 
nicht in die Brüche gehe. Auf beſtimmte Zahlen 
brauche man ſich nicht feſtzulegen, doch könne man 
immerhin ſich ſchon auf hohe Summen bereit 
machen. Die wirtſchaftliche Bindung, um die es 
heute ſich handele, ſei minimal. Notwendig jet ſ. 
E. die finanzielle Beteiligung der Stadt. 
vorläufig müſſe 
Spielraum laſſen. 
auch keine beſtimmte Summen vorgeſchlagen, damit 
werde er ſpäter kommen. Würde keine Geſellſchaft 
zu ſtande kommen, dann würde der Staat das in 
Ausſicht geſtellte Geld behalten. Doch wenn wider 
Erwarten, das Privatkapital ſich nicht genügend 
beteiligen würde, dann werde Stadt Thorn dafür 
eintreten. Er bitte um möglichſt einſtimmige An⸗ 
nahme des Magiſtrats ⸗ Antrages. — Stv.⸗Vorſt. 
Boethle: Es jei immer nur von 3 Mill. die 
Rede. Wo kommen denn die überſchießenden 
300 000 M. her? — Stv. Schwartz: Dieſe 
ſelen vom Staate mehr angeſetzt, um allen Even⸗ 
tualitäten vorzubeugen. Die Sachverſtändigen ins⸗ 
geſamt haben aber erklärt, daß die Koſtenanſchläge 
viel zu hoch genommen ſeien. Auch bel Ausfüh⸗ 
rung der Arbeiten werde man zwelfelohne manche 
Erſparniſſe machen können. — Nun kommt man 
zur Abſtimmung. Der Mag.⸗Antrag wird mit 
allen gegen 2 Stimmen (Kuntze und Zährer) 
angenommen. 


Das Janitzenfeſt wird am 21. Juni 
abgehalten; in die Kommiſſion wühlte man die 2 


Stv. Glückmann und Rittweger. 

Der Artushof⸗Saal iſt von Sachver⸗ 
ſtändigen auf ſeine Reparaturbedürftigkelt hin unter⸗ 
ſucht worden. Mit Bezug auf ſeine Sicherheit 
jet, wie Stv. Kordes berichtet, nichts Fehlerhaftes 
entdeckt worden. Der Koſtenanſchlag für die 


Renovation beziffere ſich auf 12 500, falls fie in 5 2 


vornehmen Stil ausgeführt werden ſoll (Vergol⸗ 
dung etc.) auf 15 430 M. Erſter Bürgermſtr. 
Dr. Uerſten: Um Irrtümer zu vermeiden, nicht 


der Magtftrat, die Stadtverordneten Verſammlung 
jet auf die Idee gekommen, einen Koſtanſchlag ana A 


fertigen zu laſſen. 


Der Bericht über den Schlachtbe⸗ 


trieb und dle Fleiſchbeſchau⸗Verwaltung im ſtädt. 


Schlachthauſe für 1. Okt. 1901 bis 1. Apr. 1902 


wird gegeben. 

Ein Sprengwagen zum Anhängen an 
den Straßenbahn⸗Train ſoll beſchafft werden, 
nachdem die Verhandlung mit der Elektricitäts⸗ 


Daſſelbe habe ihnen der Finanzminiſter 


Vorläufig 
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 .Bweitfiellige 
ein ſtädtiſches Grundſlück 


unmeſt der Weichsel, von sogleich billig zu n 
verm. Wo? ſagt bie@xpebition d. Blattes. 1 Wohn. zu verm. Brückenſtr. 22. 


Geſellſchaft wegen Zuſage, das ganze Gelände 
des Gleiſes mit dem Sprengwagen bewäſſern zu 
dürfen, zum Ziele geführt hat. Firma Born & 
Schütze will einen ſolchen Wagen von 3000 1 Inhalt 
zum Preiſe von 1300 liefern. Referent Stv. Kordes 
empfiehlt die Annahme der Vorlage und betont, 
daß die Straßenbahn⸗Geſellſchaft die Anhängung 
des Wagens unentgeltlich geſtatten, auch die Unter⸗ 
bringung in ihrem Depot bewerkſtelligen wolle. 
Str. Kriwes: Es werde ſtets geklagt, die Stadt 


laſſe zu wenig ſprengen; aber mit 2000 M., die 


für 4 Geſpanne herhalten ſollen, laſſe ſich nicht 
viel anfangen. Der Wagen einer Breslauer Firma 
ſtelle ſich auf 9000 M., daher habe man die 
Offerte von Born & Schütze acceptiert, zumal die 
Straßenbahn jo koulant ſei. Dadurch werde 
weſentlich an Geſpannen geſpart; zur Bedienung 
ſei nur ein Mann nötig. Als vorteilhaft müſſe 
es betrachtet werden, daß die Sprengung nicht 
nur nach hinten, ſondern vermittelts von Auslegern, 
auch nach der Seite vorgenommen werden könne. 
So ſei es möglich die Breite der ganzen Straße 
in einem Zuge zu beſprengen. Beim Paſſieren 
anderer Fuhrwerke ſei ein Ausſchalten möglich. — 
Die Vorlage wird genehmigt. 

Das Grundſtück Fiſcherſtraße 364 ſoll zwecks 
Verlegung des Betriebshofes der Kanaliſatlons⸗ und 
Waſſerwerks⸗Verwaltung angekauft werden, da auf 
dem Hofe das Fortbildungsſchulgebäude zu ſtehen 
kommt. Das gen. Grundſtück gehört dem Baumeiſter 
Uebrick, iſt 6500 qm groß und wird von ſeinem 
Beſitzer mit 1900 M. bewertet. Dieſe Summe 
ſoll dem Reſervefonds der Waſſerableitung ent: 
nommen werden. Referent Stv. Kordes gibt auch 
zur Kenntnisnahme, daß für den Betriebsführer 
hier ſpäter eine Wohnung eingerichtet werden ſolle; 
der Umbau werde 21 000 M. erfordern. Das 
ſtehe aber heute nicht zur Beſchlußfaſſung. Str. 
Kriwes: Herr Uebrick habe erſucht, dahin zu 
wirken, daß auf dem Reſtgrundſtück, das ihm noch 
verbleibe, die Baubeſchränkung gelöſcht werde. 
Nach einer Befürwortung durch den Erſten Bür⸗ 
germeifter Dr. Kerften wird die Vorlage nebft 
der Klauſe genehmigt. 

Bei Bejeitigung der Munfd’- 
ſchen Radfahrbahn kommt eine Kolonade 
mit zum Abbruch. Der Beſitzer, dem dieſe 1600 


M. gekoſtet hat, bietet ſie der Stadt für 500 M. 


an. Magiftrat iſt dafür; er will fie auf dem 
Waſſerwerk aufſtellen, um eventl. Beſuchern Gele⸗ 
genheit zur Unterkunft zu geben. — Die Ver⸗ 
ſammlung ſtimmt zu. 

Die Rechnung der Krankenhaus⸗ 
kaſſe, das Protokoll über die Revijion der 
ſtüädtiſchen Kaſſen, die Rechnung des Wilh. 
Auguſtaſtifts werden zur Kenntnis genommen. 

Der Jahresbeitrag für die Diajpora- 
Anſtalten in Biſchofswerder wird, wie gewöhnlich, 
ſefigeſetzt. Schluß 4,20 Uhr. 

Rechtspflege. 

+ Das geknebelte und geſeſſelte Polen, 
das bei Chriſtus Befreiung ſucht — dies war die 
Bedeutung eines Bildes, das in polniſchen Kreiſen 
Auſſehen erregte. Das Landgericht Thorn hat 
am 7. Februar, nachdem ein früheres Urteil vom 
Reichsgerichte aufgehoben worden war, den Buch⸗ 
hündler und Buchdrudereibefiger Wojckechow ski 
in Stuhm der das Bild in feinem Schaufenſter 
ausgeſtellt hatte, und den Kaufmann Bendlewlez 
in Pleſchen, der es ihm verkauft hatte, wegen Ver⸗ 
gehens gegen die öffentliche Ordnung (§ 130 
St.⸗G.⸗B.) zu e 1 Monat Gefängnis ver⸗ 
urteilt. Die Hoffnung auf die Wiederherſtellung 
des polnischen Reiches kommt, jo heißt es im Ur: 
teile, durch den obenſchwebenden weißen Adler zum 
Ausdruck. In den Inſchriften des Bildes iſt auf 
die Aufſtände der Polen hingewieſen. Dem unbe⸗ 
fangenen Betrachter ſtellt ſich ſofort der polltiſche 
Charakter des Bildes dar; es iſt auch ſofort von 
mehreren Perſonen als aufrühreriſch erkannt wor⸗ 
den. Das Bild iſt ſehr geeignet, die polniſche 
Bevölkerung aufzureizen und der deutſchen Aerger⸗ 
nls zu geben, alſo beide Teile in eine hochgradig 
gereizte Stimmung zu verſetzen. Gewalttätigkelten 
find zwar nicht erfolgt, aber die Gefahr, daß es 
geſchah, lag doch nahe. Der Angeklagte B. hat 
das Bild verkauft, W. hat es in ſeinem Laden 
ausgeſtellt. Die Angeklagten find ſich bewußt ge⸗ 


5 weſen, daß das Bild zu Gewalttätigkeiten aufreizen 


Bekanntmachung. 


Die Lleſerung von 6500 Cir. oberſchle⸗ 
er Keſſelkohlen, Stückkohlen aus der 
athild be für das fädtiſche Waſſer⸗ 
werk und Klärwerk, ſoll für das Haushalts⸗ 
ſſentlicher Verdingung ver⸗ 
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könne. Daß der Bürgermeiſter von Pleſchen vor 
10 oder 12 Jahren das Bild gekauft und in 
ſeiner Wohnung aufgehängt habe, ſchließe nicht 
aus, daß es heute unter ganz veränderten Ver⸗ 
hältniſſen aufreizende Wirkung haben kann. Gegen 
das neue Urteil hatten die Angeklagten wiederum 
Revlſion eingelegt. Die Schlußfolgerung des 
Landgerichtes bezüglich des aufrelzenden Charakters 
jet ürrig. Das Bild ſtelle lediguch eine büßende 
Sünderin dar, der von Chriſtus Vergebung ver⸗ 
heißen wird. Der weiße Adler ſei nicht aufrelzend. 
Andere Perſonen, auch der Bürgermeiſter von 
Pleſchen, hätten nichts Aufrührerlſches in dem 
Bilde gefunden. Das Reichsgericht verwarf 
heute die Reviſion, da das Urteil nunmehr keinen 
Rechtsirrtum mehr erkennen laſſe. 

der prozeß gegen Marten und Bickel 
ſpielte eine Rolle in einer Strafſache die das Reichs⸗ 
gericht beſchäftigte. Es handelte ſich um ein Urtell 
des Landgerichts I in Berlin vom 1. März 
d. Is., durch das der Redakteur der „National⸗ 
Zeitung“ Köbner, und der Rechtsanwalt Horn 
in Inſterburg wegen vorzeitiger Veröffentlichung 
von amtlichen Schriftſtücken eines Strafprozeſſes zu 
50 bez. 100 Mk. Geldſt ra fe verurteilt 
worden ſind. Beſonderes Aufſehen hatte es ſ. Z. 
erregt, daß der Sergeant Hickel, obwohl er frei- 
geſprochen worden war, nicht aus der Haft ent⸗ 
laſſzu, ſondern ſofort wieder verhaftet worden war. 
Rechtsanwalt Horn als Verteidiger Hickels hatte 
dagegen Beſchwerde eingelegt. Auf Grund der 
Mitteilungen Horns veröffentlichte der Angeklagte 
Köbner am 4. Sept. in der „National-Beltung” 
einen Artikel über Hickels Verhaftung und teilte 
darin das Protokoll über die Verhaftung, ein Te⸗ 
legramm Horns an den Generalleutnant v. Alten, 
ſowie einige andere auf den Prozeß bezägliche 
Telegramme und Schriftſtücke mit. Dies war, 
wie das Urteil darlegt, unzuläſſig, da der Prozeß 
gegen Hickel noch ſchwebte. Die Beendigung des 
Verfahrens in erſter Inſtanz iſt noch nicht die 
Beendigung des ganzen Prozeſſes. Die Revl⸗ 
ſion des Angeklagten Rechtsanwalt Horn machte 
folgende Einwendungen: Das Unterſuchungsver⸗ 
fahren iſt als ein geſondertes zu betrachten. Daher 
iſt es irrig anzunehmen, daß der Prozeß noch 
nicht beendigt geweſen ſel. Der von mir ange⸗ 
griffene Gerichtsherr ſteht dem Kriegsgerichte un⸗ 
abhängig gegenüber. Er darf an der Verhand⸗ 
lung nicht teilnehmen. Die von mir veröffentlichte 
Aktennotiz des Oberkriegsgerichtsrates Meier iſt kein 
amtliches Schriftſtück. Für den angeklagten Köbner 
plädierte Rechtsanwalt Dr. Scherer. Er rügte 
im weſentlichen daſſelbe wie der Mitangeklagte. 
Die Sache gegen Hickel jet tatſächlich rechtskräftig 
entſchteden geweſen. Nach ſeiner zweiten Frei⸗ 
ſprechung ſel Hickel aus der Unterſuchungshaft 
entlaſſen worden. Erſt nach dleſem Zeitpunkte 
jet der Artikel erſchienen. Der Reichsanwalt be⸗ 
antragte die Verwerfung der Reviſionen. Aller⸗ 
dings fehle eine beſondere Feſtſtellung darüber, 
welche Urkunden der Entſcheidung zu grunde ge⸗ 
legt worden find, aber offenbar ſelen es diejenigen, 
welche der Anklage zu Grunde gelegt find. Die 
Strafkammer gehe etwas ſummartſch darüber hinweg, 
ob die veröffentlichten Schriftſtücke amtliche waren, 
ſie durften aber ſämtlich als ſolche angeſehen werden 
können. Erledigt habe der „Strafprozeß“ jein 
müſſen, alſo das ganze Verfahren, nicht blos das⸗ 
jenige, welches ſich auf die Unterſuchungshaft be- 
zog. Das Reichsgericht trat dieſen Ausführungen 
bel und verwarf die beiden Reviſionen. 

Eine kurioſe Gerichtsentſcheidung wird 
aus Koblenz gemeldet: Die Opernsängerin Koͤwa 
Stanophe hatte den, Theaterdirektor Graßl wegen 
Beleidigung verklagt, weil dieſer geſagt hatte, die 
Stanophe ſinge ſchlecht, ihre Stimme klinge, wie 
wenn fie aus einem Blechtopf herauskomme. Bei 
der Gerichtsverhandlung machte der Vertreter des 
beklagten Theaterdirektors geltend, daß eine Sängerin 
„Kewa Stanophe“ nicht exiftire und nan doch 
nicht gut gegen ein Geſpenſt verhandeln könne. 
Der Vertreter der Klägerin gab nun bekannt, daß 
die Kewa Stanophe mit ihrem wirklichen Namen 
verehelichte Frau R. heiße und in Frankfurt wohne, 
und beantragte, die Klage dahin zu ändern. Das 
Schöffengericht ließ ſich aber darauf nicht ein und 
wies die Klage koſtenpflichtig ab. So hat der 
originelle Einfall des Rechtsvertreters den Theater⸗ 
direktor vor Straſe geſchützt, da die Sache inzwiſchen 
verjährt iſt. 


Gemeinde-, Schul- und Kirchenweſen. 


00 Tojährige Profeſſoren. Eine von der 
freikonſervativen „Poſt“ verbreitete Mitteilung, daß 
man beabſichtige, auch in Preußen, wie ſchon lange 
in Oeſterreich, die Univerſitätsprofeſſoren mit dem 
70. Jahre zu penſioniren, hat in Univerſitäts⸗ 
kreiſen lebhafte Erörterungen hervorgerufen. In 
der freiſinnigen „Bresl. Ztg.“ findet dieſe An⸗ 
kündigung in einer Zuſchrift aus Univerſitätskreiſen 
eine warme Fürſprache. 

„Kluge Profeſſoren, heißt es da, ſind freilich 
ſchon längſt zu dieſer Ueberzeugung gekommen, 
ſo der berühmte Chemiker Bunſen in Heidel⸗ 
berg, der ausgezeichnete Chirurg Langenbeck 
in Berlin, der Augenarzt Förſter in Breslau, 
die mit 70 Jahren freiwillig ihre Profeſſur 
aufgaben; ja der Profeſſor Lebert in Bres⸗ 
lau trat ſchon mit 68 Jahren zurück, da er die 
Anſicht verteidigte, daß gerade ein Direktor der 
inneren Klinik über dieſe Zeit hinaus kaum 
mehr den unaufhaltſam einherſtürmenden Neue⸗ 
rungen und Fortſchritten der Medizin gebührend 
folgen könne. . .. Gewiß giebt es Ausnahmen. 
Man denke nur an Virchow, Mommſen, 
Goeppert, Cohn. Wer wünſchte wohl, 
daß ſolche Männer im Alter ihre Lehrkanzel 
verlaſſen müßten? In Wien muß nach dem 
Geſetze jeder Profeſſor am 70. Geburtstage 
abgehen. Die Franzoſen haben im allgemeinen 
die gute Gewohnheit, ſich mit 65 Jahren zur 
Ruhe zu ſetzen. Wer mit 70 Jahren abgehen 
will, erhält ja auch in Preußen fein volles Ge⸗ 
halt weiter; aber er muß nicht abgehen. Der 
richtigſte Weg wäre: Sobald ein Ordinarkus 
65 Jahre alt geworden, wird neben ihm eln 
zweiter jüngerer Fachgenoſſe angeſtelt und wird 
Examinator. Iſt der alte Herr noch immer 
ein tüchtiger Lehrer, ſo wird die Studentenſchaft 
ſchon zu ihm kommen, iſt er veraltet, jo wird 
ſein Colleg leer bleiben.“ 

00 Don den Schiffs: „Laufen“, über die jetzt 
faft in jeder Woche berichtet wird, will die Kreis⸗ 
ſynode Bleicherode nichts wiſſen. Sie hat bei der 
Provinztalſynode beantragt, die Generalſynode zu 
erſuchen, an höchſter Stelle Schritte zur Abſtellung 
der Sitte zu tun, Schiffe, Beſeſtigungen und dergl. 
zu taufen. Durch die Schiffstaufen werde eln 
Ausdruck, der für eine der helligſten Handlungen 
im chriſtlichen Gottesdienſte feſtſteht, ſeiner Würde 
entkleidet und das Bewußtſein des Volkes von der 
eigentlichen Bedeulung der Taufe verdunkelt 
und verwirrt. 

00 Relegiert. Wegen „fortgeſetzter Bekun⸗ 
dung deutſchſeindlicher Geſinnung“ find nach ein⸗ 
ſtimmigem Beſchluß des Lehrerkolleglums 2 Pri⸗ 
maner am könig. Gymnaſium in Haders leben 
im Einverſtändnis mit dem Provinzial-Schulkolle⸗ 
glum von der Schule verwieſen worden. 

00 Die Beſeitigung der Fremdworte aus 
den Schulen und Unterrſchtsplänen hat der Kultus⸗ 
miniſter gefordert. Zum teil iſt die Forderung 
bereits erfüllt, Statt Geometrie heißt es „Raum⸗ 
lehre“, aus Geographie iſt „Erdkunde“, aus Phyſik 
ft „Naturkunde“ und aus der Botanik „Pflanzen 
kunde“ geworden. Nur ein Unterrichtszweig hat 
bisher allen Verſuchen feine Benennung zu ver⸗ 
deutſchen, Widerſtand geleiſtet. Es iſt die Chemie. 
Eine paſſende ſinngemüße Uebertragung des aus 
dem Aegypten der Pharaonen uns gekommenen 
Wortes iſt noch nicht gelungen. Um die Schwie⸗ 
rigkeit voll zu machen, ſpricht man bekanntlich von 
einer organiſchen und anorganiſchen Chemie. Bel 
der „Chemie“ aber ſitzt man mlt der Verdeutſchung 
vorläufig noch hilflos feſt. 


Vermiſchtes. 

— Ein poſtlagerndes Mädchen geſucht. 
Eine ergötzliche Scene ſpielte ſich im Schalterraum 
des Cuxhavener Poſtamts ab. Eine biedere 
Frau trat an den Schalter heran und verlangte 
das auf der Poſt lagernde Mädchen. 
Der Beamte war anfangs ſprachlos, antwortete 
dann aber mit verbindlichem Lächeln, daß man 
leider kein junges Mädchen auf dem hieſigen 
Poſtamte lagern hahe. Damit ließ ſich nun aber 
die Frau nicht abſpelſen. In energiſch vorgebrachtem 
Platt beſtand fie vielmehr auf der Erfüllung 
ihres Wunſches, und fügte noch zur beſonderen 
Bekräftigung hinzu, daß es doch in der Zeitung 


innegehabte 
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Lanolin-Toilette-Cream-Lanolin 


„Pfeilring“ Lanolin-Cream 


und weise Nachahmungen zurück. 


Lanolin-Fabrik Martinikenfelde. 
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Mellienſtr. 2 ift das Gartengrundſtück 


Villa Martha 


Coppernikusſtraße 18, part. 
In unſerem Hauſe Breiteſtr. 37 


Balfonzimmer mit Eutret, 
welches ſich zu Comptoirzwecken eignet, ſtraße 


C. B. Dietrich & Sohn, 


geſtanden habe, es ſei poſtlagernd Cuxhaven ein 
kleines Mädchen an Kindesſtatt zu vergeben, und 
ſie habe ſich ſchon lange ſo ein kleines Mädchen 
gewünſcht, denn ſie habe keine Kinder. Nun ging 
dem Beamten ein Licht auf. Er erinnerte ſich 
genau, das Inſerat geleſen zu haben, in dem 
unter einer poſtlagernden Chiffre Anerbieten ent⸗ 
gegengenommen werden ſollten. Dementſprechend 
wurde das Verfahren der ſtaunenden Frau ſo gut 
wie möglich klar gemacht; man ſetzte ihr ſogar 
die Offerte auf und machte alles fertig. Der 
Brief wurde am Schalter aufgegeben, und damit 
wäre ja nun alles erledigt geweſen. Die Frau 
wartete aber immer noch, und jetzt ſtellte es ſich 
heraus, daß ſie im Glauben war, jetzt würde das 
Mädchen ſofort zum Vorſchein kommen. Als ihr 
dann auch dieſe Hoffnung genommen wurde, ging 
fie betrübt von dannen, denn fie hatte, wie fie 
bemerkte, ſich ſchon ſehr auf das kleine Mädchen 
gefreut und es gleich mit nach Hauſe nehmen 
wollen. 

—* Ein denkmal. Der deutſche Uhrmacher⸗ 
verband hat die Abſicht, dem Erfinder der Taſchen⸗ 
uhren, Peter Henlein, ein Denkmal in 
Nürnberg zu errichten. Es iſt dem Magiſtrate 
bereits von dem Verbande der Entwurf des Denk⸗ 
mals zugeſendet worden. 

— Getränke unter Waſſer. Der Wirt des 
„Pfahlbau⸗Reſtaurant“ zu Leipzig hatte am 
Sonntag die löbliche Abſicht, in Erwartung des 
bei der warmen Witterung ungewöhnlichen Durſtes 
der Menſchhelt, 5 Tonnen edlen Gerſtenſaftes, 
ſowie in zarter Rückſichtnahme auf das holde 
Geſchlecht 150 Flaſchen Limonade, Gazeuſe und 
Selterswaſſer auf dem Waſſerwege ſeinem Lokal 
zuzuführen. Die Waſſergeiſter der Pleiße waren 
indeß neidiſch auf den prickelnden Jahalt des über⸗ 
laſteten Kahnes. So zogen ſie dieſen mit ſeinen 
Füſſern und Flaſchen in dle Tlefe hinab. 3 Füſſer 
blieben in dem Boot, das nur halb umgeſchlagen 
wax. liegen, die übrigen Fäſſer ſauſten jedoch 
hernieder auf der Pleiße Grund und auch die 
Flaſchen hatten dasſelbe Schiejal. Ob die Waſſer⸗ 
geiſter ſich an Ihrem Inhalt erlabt haben — wer 
weiß es? Jedenfalls hatte das Bier für dieſen 
Tag ſeinen Zweck verfehlt und auch die Limonaden 
wurden nicht, wie ſie ſich das eingebildet hatten, 
an die brennenden roten Llppen gedrückt! 

— Eine „Schuhmacherin“ aus Dünemart 
kam dieſer Tage zu einem Schuhmachermeiſter 
in Berlin und ſprach um Arbeit an. Als Probe 
legte ſie einen ſelbſtgefertigten Stiefel mit Pompadour⸗ 
Lederabſatz vor, der die Bewunderung des Meiſters 
erregte, als Empfehlung ein Arbeitszeugnis eines 
größeren Gejchäftes der Schuhwarenbranche in 
Hannover, für das ſie 13 Monate zur Zufriedenheit 
gearbeitet habe. Obgleich der Melſter Arbeit hatte, 
mußte er die „Geſellin“ doch abweiſen, da er Be⸗ 


denken trug, ſie mit den von ihm beſchüfligten 
„Geſellen“ zuſammen arbeiten zu Nen ine 


Handelsnachrichten. 


Amtliche Hotirungen der Danziger Börſe. 
Danzig, den 4. Juni 1902. 

Für Getreide, 1 und Delfaaten werden außer 
dem notirten Fache M. per Tonne ſogenannte Factwi el’ 
Provifionufancemäßig vom Rdufer an den — nennt tet 
Welzen per Tonne von 1000 

inländ, hochbunt und weiß 734 — 772 Gr. 173180 M. 

inländiſch roth 709 Gr. 172 M. 
Roggen per Tonne von 1000 Kilogramm per 714 Gr. 
Normalgewicht 


tranſito grobkörnig 720 Gr. 113 Mk. 
Kleeſaat per 100 Kilogr. 

weiß 94 M. = 
Kleie per 50 Kilogr. Weizen» 4,30 — 4,55 Mk. 


Roggen⸗ 5,30 Mk. 
ei 


Amtl. Bericht der Bromderger Handelskammer. 
Bromberg, 4. Juni 1902. 
Weizen 175—179 Mk., abfallende blauſpitzige Qualität 
unter Notiz, alter Winter weizen ohne Handel. 
Roggen, geſunde Qualttät 145— 148 Mk. 
Gerfte nach Qualität 120 —124 Mt. 
gute Brauwaare 125—128 Mk. 
Zuttererbfen 145—158 Mk. 
Kocherbſen nom. 180—185 Mark. 
Hafer 140—147 Mk., feinfter über Notiz. 


Der Vorſtand der Pro ducten börse 


Wohnung, 
Schulſtraße Nr. 17, Erdgeschoß, 
7 Zimmer und Erkerzimmer nebſt allem 
Zubehör, ſowie Gartennutzung, bisher von 
Herrn Rittmeiſter Schoeler bewohnt, ifi 
von fofort oder ſpäter zu vermiethen. 

G. Soppart, Bacheſtr. 17, 1. 


Enlmerſtr. 1, Bell-Etage, 


renov., paſſ. f. ruh. Mieth. verm. A. Preuss 


Sohberrihuftliche Wohn, 


II. Etage, beſt. aus 8 Zimmern, allem 
Zubehör, Badeeinrichtung und Dampf⸗ 
heizung vom 1. Oktober 1902 zu verm. 
Auf Wunſch Pferdeſtall u. Wagenremiſe. 

Näheres zu erfragen 
Max Pünchera, Brückenſtraße 11. 


1 herrſchaftl. Wohnung 
Bromberger Vorſtadt, Schul ⸗ 
10/12 von 6 Zimmern und 
Zubehör, ſowie Pferdeſtall verſetzungs⸗ 
halber fofort oder ſpäter zu vermietben. 

G. Soppart, Bacheſtraße 17. 
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